
Sehr geehrter Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr verehrte Bürger 
von Rödermark,

wir entscheiden heute über eine Straßenbeitragssatzung für Rödermark. Dieses 
Thema ist nicht neu in unseren Gremien, nein wir haben in den vergangenen 
Jahren schon häufiger darüber in den Ausschüssen diskutiert. und nach der 
aktuellen Informationslage könnte man den Eindruck haben: es ist ja alles gar nicht 
so schlimm, was auf den Bürger zukommt. Dank der guten Verbindungen unseres 
Bürgermeisters zu Mitarbeitern des Finanzministeriums in Wiesbaden. 

Mitnichten ! Wir FREIEN WÄHLER prophezeien, die Bürger Rödermarks werden 
stärker Kasse gebeten als uns bei der letzten Bürgerversammlung noch 
vorgerechnet wurde.
2009 wurde die Grundsteuer B um 40 Punkte angehoben, um die ungeliebte 
Straßengebühr zu vermeiden. Mit diesen Mehreinnahmen sollte es möglich sein 
Straßenerneuerungen aus der Stadtkasse zu bezahlen. 
Diese  Mehreinnahmen  waren explizit dafür 
vorgesehen  Straßenerneuerungen  aus  der Stadtkasse  zu  bezahlen.

2012 schlüpfte Rödermark unter dem Schutzschirm und hatte kein Geld mehr in 
der Kasse um grundhafte Erneuerungen durchzuführen. Jetzt wurde in 2017 die 
Straße am Schwimmbad grundhaft erneuert und jeder kann sich anschauen wie 
schön eine neu hergestellte Straße ist.

Diese Straße wurde jetzt endlich nach langem Warten mit Hilfe von 
Anliegergebühren und Zuschüsse des Landes Hessen finanziert. Das Geld für 
diese Straße war allerdings bereits 2012 im Haushalt vorgesehen. Da aber am 
Bahnhof Ober-Roden der Boden saniert werden musste, ist das bereitgestellte 
Geld umgeleitet worden. Das hätte man sich auch ersparen können, denn ein 
Bodengutachten, welches vor dem Kauf des Bahnhofs erstellt wurde, hatte bereits 
auf die Schadstoffe hingewiesen. Auch auf diese Weise werden Steuergelder 
unnütz ausgegeben.   

Alle Jahre wieder mahnte die Kommunalaufsicht jetzt endlich eine 
Straßenbeitragssatzung zu erlassen, sonst würde der Haushalt nicht genehmigt 
werden. In den ersten Jahren redete unser Bürgermeister sich noch damit heraus, 
dass die Landesregierung in Hessen noch kein Gesetz zur Erhebung von 
wiederkehrenden Straßenbeitragsgebühren erlassen hatte. Als dieses Gesetz 
endlich beschlossen wurde, war die Ausrede: Wir machen einfach keine 
grundhaften Erneuerungen für Straßen, sondern versuchen im 
Dünnschichtverfahren oder mit anderen Reparaturen die Straßen irgendwie 
befahrbar zu halten. Immer wieder betonte unser Bürgermeister: „Mit mir gibt es 
keine Straßenbeitragssatzung“. In diesem Jahr kam es dann anders, unsere 
Verwaltung wurde erneut angemahnt und schließlich nach Aussage des 
Bürgermeisters gezwungen diese Satzung zu erlassen, damit der Haushalt 
genehmigt werden kann. 

In  den  Sitzungen  der  Ausschüsse, in der Stadtverordnetenversammlung und bei 
beiden     Bürgerversammlungen  hat der Bürgermeister ohne Einschränkung 
zugesagt,  dass  die  Mehrbelastung  durch  die  Straßenbeiträge  in vollem Umfang 
kompensiert  werden  soll.  
Dieser Ausgleich kann normal nur über eine Reduzierung der Grundsteuer B 
erfolgen. 




In der Bürgerversammlung vor vier Wochen bekamen die Einwohner erstmals eine 
Muster-Rechnung präsentiert, nachdem circa 85-130 € pro Jahr von Hausbesitzern 
einer Musterimmobilie zu zahlen seien. Dieses Beispiel gilt für ein Grundstück von 
ca. 500 m² mit einem Haus in zweigeschossige Bauweise und einer jährlichen 
Investitionssumme von 1 Million € für die Erneuerung von Ortsstraßen. Jetzt hat 
sich aber inzwischen ein Stau von 20 Millionen € für dringend zu erneuernde 
Straßen angesammelt. Wenn wir in jedem Jahr für 1 Million € Straßen erneuern, 
benötigen wir 20 Jahre um diese Liste abzuarbeiten. In dieser Zeit werden mit 
Sicherheit viele andere Straßen baufällig und müssten ebenfalls saniert werden. 
Wenn wir davon ausgehen dass alle Straßen irgendwann grundhaft erneuert 
werden, dann kostet das circa 150 Millionen €. Die Erfahrung zeigt, dass eine 
Straße nach 30-50 Jahren spätestens erneuert werden muss. Im besten Fall hält 
sie 50 Jahre und das würde bedeuten, dass auf heutiger Kostenbasis mindestens 
3 Millionen € pro Jahr veranschlagt werden müssen. Dieser Betrag wird sich durch 
die Kostensteigerungen kontinuierlich deutlich erhöhen.

 Liebe Bürger von Rödermark glauben Sie nicht, dass Sie in den nächsten Jahren 
mit nur  ca. 100 € im Jahr belastet werden, nein diese Belastung wird kräftig 
ansteigen oder unsere Straßen werden bald nicht mehr befahrbar sein.


Wir von den FREIEN WÄHLER fordern mit einer Investitionssumme von 1,5 
Millionen € pro Jahr zu beginnen, damit Rödermark nicht noch mehr in Rückstand 
gerät beim Zustand der Straßen. Diese Investitionen sind darstellbar hat unser 
Bürgermeister gestern in der Ausschusssitzung gesagt.

Die Koalition möchte maximal 1 Million investieren, damit die Bürger auch 
entsprechend wenig zu zahlen haben und damit die Proteste gering bleiben.

Wir fordern außerdem die Rücknahme der 40 Grundsteuer B Punkte zur Entlastung 
der Hausbesitzer. Selbst diese Rücknahme würde keine volle Kompensation der 
Belastung durch den wiederkehrenden Straßenbeitrag bedeuten!

Die Koalition hat in ihren Antrag Ähnliches formuliert, macht aber gleich eine 
Einschränkung der möglichen Kompensation.

Zitat aus dem Koalitionsantrag:

Die durch die Erhebung von Straßenbeiträgen eintretende Höherbelastung soll 
daher durch eine Absenkung der Grundsteuer B kompensiert werden. 
Ausreichende Finanzmittel  zur Durchführung notwendiger Investitionen sind 
darzustellen. Der Haushaltsausgleich muss auf Dauer gewährleistet sein.


Wir haben auch gefordert, den Finanzierungsanteil der Bürger zu reduzieren und 
den Anteil der Stadt zu erhöhen, damit die Belastung nicht so hoch ausfällt. 
Selbstverständlich ist uns klar, dass den Finanzierungsanteil der Stadt letztlich 
ebenfalls die Bürger zu tragen haben, aber die Verteilung auf alle Bürger ist aus 
unserer Sicht gerechter. 

Inzwischen ist der Magistrat einsichtig und auf unseren Antrag eingegangen, er 
schlägt vor den Kostenanteil der Stadt von geplanten 30 % auf 50 % zu erhöhen. 
Wir hatten 45 % gefordert und freuen uns, dass diese Zahl aufgerundet wurde auf 
50. 

Sehr verehrte Bürger von Rödermark, bitte lassen Sie sich nicht täuschen, die 
Straßenbeitragssatzung wird weitere Kosten verursachen. Die Erfassung aller 
Grundstücke mit den Bemessungsgrundlagen wird der Verwaltung noch 



Kopfschmerzen bereiten und viel Zeit, Personal und Geld verschlingen. Ebenso 
wird für die regelmäßige Erhebung der Gebühren ein gewisser 
Verwaltungsaufwand notwendig sein, der zusätzlich die Stadtkasse belastet. Noch 
vor 2 bis 3 Jahren hat unser Bürgermeister vorgerechnet, dass es  bei einer 
wiederkehrenden Straßenbeitragssatzung unwirtschaftlich, ja unvernünftig ist, nur 
1 Million oder 2 Millionen pro Jahr für die grundhafte Erneuerung von Straßen zu 
investieren, weil die Verwaltungskosten als ein Fixkostenblock jeweils dazu 
gerechnet werden muss, egal wie viele Straßen pro Jahr saniert werden. Leider 
kann es sich unsere Stadt nicht leisten alle Straßen, die dringend gemacht werden 
müssten jetzt auf einen Schlag oder innerhalb weniger Jahre zu erneuern. 


Wir werden aber nicht darum herumkommen, in den nächsten Jahren mehr Geld 
für die Straßenerneuerung auszugeben. Jetzt stellen Sie sich mal vor es dauert 150 
Jahre bis die letzte Straße in Rödermark grundhaft erneuert wird. Das ist der 
Zeitrahmen, der zutrifft für den Antrag der Koalition mit 1 Million €  
Straßenerneuerungsmaßnahmen pro Jahr. Ich sage Ihnen lassen Sie sich nicht 
blenden, die jährlichen Beiträge werden steigen müssen und eine entsprechende 
Kompensation wird sich diese Stadt nicht leisten können, solange wir nicht an 
anderer Stelle für Einnahmen sorgen. Wenn nicht bald zahlungskräftige 
Gewerbebetriebe mit entsprechenden Arbeitsplätzen in Rödermark angesiedelt 
werden, dann müssen die Bürger immer tiefer in ihren Geldbeutel greifen. Der 
Fraktionsvorsitzende der CDU hat auf der CDU-Mitgliederversammlung gesagt, 
dass in den letzten Jahren 70 Gewerbebetriebe in Rödermark verloren gegangen 
sind, weil wir kein Angebot in Form von Gewerbeflächen haben. 

Wenn wir eine Grüne Stadt ohne Gewerbe sein wollen, dann müssen wir, die 
Bürger:

   1. dafür bezahlen und

   2. müssen wir die Infrastruktur schaffen, dass die Einwohner von Rödermark zu 
den Arbeitsplätzen in der Region fahren können. Ob das allein mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln möglich ist oder auf löchrigen Straßen der Fall sein wird, das wird 
sich in den nächsten Jahren zeigen.

Die Bauabteilung sollte nicht nur an der Erhebung der Straßenbeiträge arbeiten, 
wir haben auch noch einige andere Projekte mit entsprechend hoher Priorität 
abzuarbeiten, die  hoffentlich von der Verwaltung vorrangig behandelt werden. Ich 
denke da an die Beschlüsse zur Kapellenstr, Hainchesbuckel, Perlite, Mainzer Str. 
u. a.

Da alles auf Kante genäht ist, befürchten wir, dass jetzt nur noch an 
Ortskernprojekten in Ober-Roden, Grünprojekten in Urberach und 
Straßenbeitragssatzung gearbeitet wird.



